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Uberblick

Das Bundesministerium fur Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMBFSFJ)
ist zum einen fur die Politikbereiche Familie, dltere Menschen, Gleichstellung, Kinder
und Jugend, Freiwilligendienste und Wohlfahrtpflege zustéandig. Mit Organisationser-
lass des Bundeskanzlers wurde dem BMBFSF) zudem die Zustandigkeit ,fur die allge-
meine, schulische und berufliche Bildung, das lebensbegleitende Lernen sowie die da-
zugehorige Bildungsforschung und -finanzierung Gbertragen”.’ Die Haushaltsmittel fiir
die Aufgaben des BMBFSF] sind im Einzelplan 17 veranschlagt. Dieser bildet seit dem
Bundeshaushalt fir das Jahr 2026 auch den neuen Ressortzuschnitt ab. Gegenstand
dieser Einzelplananalyse ist der Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 2027 vom

6. Juli 2026.

Die Bundesregierung sieht in ihrem Haushaltsentwurf 2027 im Einzelplan 17 Gesamt-
ausgaben von 15,5 Mrd. Euro vor. Das sind 2,8 % der voraussichtlichen Gesamtausga-
ben des Bundeshaushalts in Héhe von 555,4 Mrd. Euro. Den Schwerpunkt der Ausga-
ben bilden die gesetzlichen Leistungen fur Familien. Davon stellt das Elterngeld mit

7,1 Mrd. Euro den gréRRten Ausgabeposten dar. Die Einnahmen im Einzelplan 17 sind
mit 249,7 Mio. Euro veranschlagt. Wesentlicher Einnahmeposten sind die Einnahmen
aus dem Unterhaltsrickgriff des Staates auf nicht zahlungsbereite Elternteile. Den ge-
schatzten Einnahmen von 230 Mio. Euro stehen Ausgaben fur den Unterhaltsvorschuss
in Hohe von 914 Mio. Euro gegenuber.

Zum Geschaftsbereich des BMBFSF) gehdren das Bundesamt fiir Familie und zivilge-
sellschaftliche Aufgaben (BAFzA) und die Bundeszentrale fiir Kinder- und Jugendme-
dienschutz (BzK]) als Bundesoberbehdérden. Zudem sind die Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes (ADS) und das Amt der Unabhangigen Bundesbeauftragten gegen
sexuellen Missbrauch an Kindern und Jugendlichen (UBSKM) organisatorisch beim
BMBFSF) angesiedelt. Der Geschaftsbereich des BMBFSF) verfugt im Jahr 2026 Gber ins-
gesamt 2 471 Planstellen und Stellen (Stellen). Im Haushaltsentwurf 2027 sind

2 459 Stellen vorgesehen.

' Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025, BGBI. 2025 I Nummer 131.



Tabelle 1

Ubersicht iiber den Einzelplan 17: Bundesministerium fiir
Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend

P T N T I S ]
' 12025 ;2025 . Differenz | 2026 2027 ! Anderung !
5 i Soll : Istt  IstSoll® :  Soll Entwurf | zu2026
; [ in Mio. Euro [ in % [
| | j j | j |
! Ausgaben ! 141990 138296  -369,4! 166640| 154783 710
; darunter: 5 5 5 5 ! !
| > Gesetzliche Leistungen fur | 129002 1242741  -4728: 13013,7| 119577 81!
¢ die Familien
Lo Leistungsfahigkeit des ' - - ' 1736,2 1711,8 | 14!
Bildungswesens
! > Kinder- und Jugendpolitk | 585,1 | 561,5 | 2367 11077 10853 2,0
| > Starkung der Zivilgesell- E 4286 ! 4103 ! 183 ! 498,4 496,4 | 0,41
' schaft, Familien-, Gleichstel-
¢ lungs- und Seniorenpolitik
| > Sonstige Bewilligungen E 95,3 | 69,3 | -26,1 ! 94,9 89,6 ! 56!
! > Ministerium E 129,1 ! 124,3 | 48 156,4 169,3 | 82!
! > BAFZA E 134,9 | 151,8 | 16,9 ! 142,3 146,3 | 2,81
! > BzK) E 82! 4,9 321 8,1 81! 0,4
! > ADS E 14,4 12,2 2,21 10,3 10,2 1,01
! > UBSKM E 11,9 | 10,2 | 1,6 14,2 14,0 | 0,8 !
| i i i i i |
! Einnahmen ; 269,0 ! 280,9 ! 11,9 279,7 249,7 ! 10,7 !
P . . . R . 1
' darunter: i i i i , ,
! > Unterhaltsvorschuss E 250,0 ! 231,41 18,6 ! 260,0 230,0 | 11,5 !
| i i i i i |
! Verpflichtungsermichtigungen | 1346,3¢ ! 3489  -997,5! 19609 2164,0 ! 10,4 !
| | j |
! ! Planstellen/Stellen ! in%
| | | | | | |
' Personal ! 2262 21194 -143 2 471 2459 ! -0,5 !

Erlauterung:

@ Bereinigt um haushaltstechnische Verrechnungen.

b Aus den Ursprungswerten berechnet; Rundungsdifferenzen méglich.

¢ Einschlief3lich Uber- und auRerplanmaliiger Verpflichtungsermachtigungen.
d Ist-Besetzung zum Stichtag: 1. Oktober 2025.

Quelle: Haushaltsrechnung 2025; Haushaltsplan 2026; Haushaltsentwurf 2027.



21

Haushaltsstruktur und -entwicklung

Ausgabenstruktur

Die Gesamtausgaben im Einzelplan 17 sollen im Jahr 2027 bei 15,5 Mrd. Euro liegen.
Far das Jahr 2026 sind 16,7 Mrd. Euro veranschlagt. Im Vergleich zum Soll fur das

Jahr 2026 geht der Ansatz um 1,2 Mrd. Euro zurlck. Im Jahr 2025 hat das BMBFSFJ

13,8 Mrd. Euro ausgegeben. Dieser Ist-Wert kann nur bedingt zu den Soll-Werten in Be-
zug gesetzt werden, da im Jahr 2026 erstmals auch die Ausgaben fir den Aufgabenbe-
reich Leistungsfahigkeit des Bildungswesens in den Einzelplan 17 aufgenommen wur-
den.

Der Einzelplan 17 umfasst drei wesentliche Ausgabenbereiche:

- Gesetzliche Leistungen, insbesondere das Elterngeld, das Kindergeld und den Kin-
derzuschlag nach dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG) sowie den Unterhaltsvor-
schuss.

- Programmausgaben entfallen im Wesentlichen auf die Politikfelder Leistungsfahig-
keit des Bildungswesens sowie die Kinder- und Jugendpolitik.

- Verwaltungsausgaben und Ausgaben des Geschéftsbereichs.

Die folgende Abbildung zeigt die Aufteilung der Gesamtausgaben des Einzelplans in
den Haushaltsjahren 2021 bis 2027. Dabei zeigt sich: Auch nach der Anpassung des Ein-
zelplans an den neuen Ressortzuschnitt dominieren die Haushaltsansatze fir gesetz-
lich vorgesehene Leistungen. Die Programmausgaben steigen seit dem Jahr 2026 ins-
besondere durch die neu im Einzelplan veranschlagten Ausgaben fur den Bereich
Bildung.



Abbildung 1

Die Programmausgaben der Jahre 2026 und 2027 steigen

Der Haushaltsentwurf 2027 sieht fur Programmausgaben 2,5 Mrd. Euro vor. Nach wie vor sind
die Ausgaben im Einzelplan 17 im Wesentlichen durch gesetzliche Leistungen gebunden.

0,2 Verwaltungsausgaben
0,1 und Geschaftsbereich
Mrd. Euro  (Kapitel 1711 bis 1716)
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Grafik: Bundesrechnungshof. Quelle: Haushaltsrechnungen der Jahre 2021 bis 2025; Haushaltsplan 2026; Haushaltsent-
wurf 2027.

2.2 Verpflichtungsermachtigungen

Im Haushaltsentwurf 2027 sind Verpflichtungsermachtigungen in Hohe von 2,2 Mrd.
Euro vorgesehen. Im Vergleich zum Haushalt fur das Jahr 2026 (2 Mrd. Euro) ist dies
eine Steigerung um 10,4 %. In den Vorjahren war der Ausnutzungsgrad der Verpflich-
tungsermachtigungen gering. Angesichts des geringen Ausnutzungsgrades sollte das
BMBFSF) die Hohe der veranschlagten Verpflichtungsermachtigungen tberprufen.



Abbildung 2

Geringer Ausnutzungsgrad der Verpflichtungsermachtigungen
Die veranschlagten Verpflichtungsermachtigungen steigen stark. Angesichts des geringen Aus-

nutzungsgrades sollte das BMBFSF) die Hohe der veranschlagten Verpflichtungsermachtigun-
gen uberpruifen.

259%
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RegE

Grafik: Bundesrechnungshof. Quelle: Haushaltsrechnungen der Jahre 2022 bis 2025; Haushaltsplan 2026; Haushaltsent-
wurf 2027.

2.3 Weitere Mittel aufderhalb des Einzelplans

231 Sondervermogen Infrastruktur und Klimaneutralitat

Im Einzelplan 60 ist in Kapitel 6093 der Wirtschaftsplan des Sondervermdégens ,Infra-
struktur und Klimaneutralitat” fur das Jahr 2027 dargestellt. Dieser wird dem Bundes-
haushalt 2027 als Anlage beigefiigt.? In der Titelgruppe 04 des Wirtschaftsplans sind
die Investitionen in die Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur veranschlagt. Im

Jahr 2027 sind daftir 1,4 Mrd. Euro vorgesehen. Davon stehen 433,8 Mio. Euro fir das
Investitionsprogramm Kindertagesbetreuung?® und 410 Mio. Euro fur den Digital-
pakt 2.0* zur Verfligung:

2 Anlage 2 zu Kapitel 6002.
3 Kapitel 6093 Titel 882 42.

4 Der Digitalpakt 2.0 umfasst 360 Mio. Euro Ausgaben in Kapitel 6093 Titel 882 41 fur die digitale Ausstattung von Schu-
len sowie 50 Mio. Euro in Kapitel 6093 Titel 685 41 fir digitales Lehren und Lernen.

10
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Investitionsprogramm Kindertagesbetreuung

Der Bund hat im Jahr 2026 ein neues 4 Mrd. Euro schweres Investitionsprogramm auf
den Weg gebracht. Geplant sind sowohl Investitionen in den Ausbau der Kindertages-
betreuung als auch in die Hochschul- und Wissenschaftsinfrastruktur fir die Jahre 2026
bis 2029. Damit sind das BMBFSFJ und das Bundesministerium fur Forschung, Techno-
logie und Raumfahrt betroffen.

Grundlage des aktuellen Investitionsprogramms Kindertagesbetreuung ist eine Verwal-
tungsvereinbarung zwischen Bund und Landern. Nach Unterzeichnung der Verwal-
tungsvereinbarung durch alle Lander stellen diese eigene Forderrichtlinien auf. Rick-
wirkend ab dem 1. Januar 2026 kdnnen Bau, Sanierung und Ausstattung von Kitas
gefordert werden. Die Verteilung der Mittel auf die Férderbereiche obliegt den Lan-
dern.®

Der Bund unterstutzt die Lander bereits seit dem Jahr 2008 bei der Kindertagesbetreu-
ung umfangreich. So beteiligte er sich mit funf Investitionsprogrammen und insgesamt
mehr als 5,4 Mrd. Euro aus einem Sondervermdgen am Kinderbetreuungsausbau. Fur
den Ausbau ganztagiger Bildungs- und Betreuungsangebote flr Kinder im Grundschul-
alter stehen daruber hinaus weitere 3,5 Mrd. Euro an Finanzhilfen bereit.

Der Verwaltungsvereinbarung zum Investitionsprogramm Kindertagesbetreuung lie-
gen Daten zum von Eltern geaul3erten Betreuungsbedarf sowie zum Ausbaustand und
den Bedarfen des Jahres 2024 zugrunde. Prognosen zur demografischen Entwicklung,
insbesondere zur erwarteten Geburtenzahl und der daraus folgenden Anzahl betreu-
ungsbedurftiger Kinder, sind demgegenuber nicht Grundlage fur die Bemessung des
Investitionsbedarfs. Die Gesamtbetrage der Lander fir die Jahre 2026 bis 2029 sollen
- wie seit Jahren praktiziert und bereits vom Bundesrechnungshof beanstandet - nach
dem Konigsteiner Schlussel verteilt werden.® Sie berechnen sich zu zwei Dritteln nach
der Wirtschaftskraft und zu einem Drittel nach der Bevdlkerungszahl eines Landes.

Der Bundesrechnungshof wies in seinen Bemerkungen 20227 darauf hin, dass das
BMBFSF) den Mittelbedarf der Lander fur Finanzhilfen fur die Ganztagsbetreuung feh-
lerhaft ermittelte und nicht bedarfsgerecht verteilte. Auch stellte es nicht sicher, dass
die Finanzhilfen ausschliel3lich zusatzliche Investitionen ermdglichten. Insbesondere
die Mittelverteilung nach dem Kénigsteiner Schlussel, der sich nach dem Steuerauf-
kommen und nach der Bevdlkerungszahl eines Landes richtet, ist nicht geeignet, den
tatsachlichen Bedarf eines Landes an Betreuungsplatzen zu berucksichtigen.

Die Mittel fur die Hochschul- und Wissenschaftsinfrastruktur sollen nach Artikel 91b Absatz 1 Grundgesetz auf Grund-
lage einer gesonderten Bund-Lander-Vereinbarung zur Verfigung gestellt werden.

Malgeblich ist dabei die Fassung des Schlussels, die im Lander-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz vor-
gesehen ist.

Bundesrechnungshof, Bemerkungen 2022 zur Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung des Bundes (Ergdnzungsband),
Nummer 33 ,Investitionskosten von bis zu 700 Mio. Euro einsparen: Finanzhilfen fir Ganztagsbetreuung zielgenau
ausrichten”.
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Das BMBFSF) war aufgefordert, verbesserte Entscheidungsgrundlagen fur eine wirt-
schaftliche Steuerung kunftiger Finanzhilfen des Bundes bei Betreuung und Bildung zu
schaffen. Es stellte in Aussicht, zukiinftig die Methoden zur Bedarfsermittlung weiter zu
verbessern und auf dieser Grundlage auch einen bedarfsorientierten oder kombinier-
ten Verteilungsschlissel zu entwickeln. Dies ist nicht geschehen.

Digitalpakt 2.0

Das BMBFSF] moéchte den seit dem Jahr 2019 bestehenden ,DigitalPakt Schule” fur die
Jahre 2026 bis 2030 mit einer Nachfolgevereinbarung ,Digitalpakt 2.0" fortsetzen. Es
sollen Investitionen der Lander, Gemeinden (Gemeindeverbande) und freien Trager in
die Bildungsinfrastruktur allgemeinbildender Schulen und beruflicher Schulen gefér-
dert werden, um vorhandene Strukturen zu optimieren.

Das Gesamtvolumen der Bundesmittel des Vorgangerprogramms ,DigitalPakt Schule”
lag bei 6,5 Mrd. Euro. Die Mittel fir das Vorgangerprogramm sind in Kapitel 1704 Ti-
tel 882 01 veranschlagt. Im Haushaltsentwurf 2027 sind noch 25 Mio. Euro vorgesehen.
Im Jahr 2026 stehen 80 Mio. Euro zur Verfiigung. Der Titelansatz sinkt wegen Auslau-
fens des Programms. Der Bund beabsichtigt, sich im ,Digitalpakt 2.0" mit insgesamt
2,5 Mrd. Euro aus dem Sondervermdgen Infrastruktur zu beteiligen.

Der Bundesrechnungshof hat das Vorgangerprogramm ,DigitalPakt Schule” auf Bitten
des Haushaltsausschusses gepruft. In drei Berichten® hat er systembedingte Mangel
festgestellt, die sich nicht durch Anpassungen im Verwaltungsvollzug beheben lassen:

- Der Bund Ubernimmt unzulassig schrittweise die Finanzierung von laufenden Bil-
dungs- und Infrastrukturaufgaben der Lander.

- Deren Mitteleinsatz kann er nur eingeschrankt steuern und kontrollieren.

- Die Verteilung der Mittel nach dem Konigsteiner SchlUssel ist zudem nicht sachge-
recht. Der tatsachliche Digitalisierungsstand und der konkrete Férderbedarf der Lan-
der blieben dabei unberucksichtigt.

- Auch nutzten die Lander die Mittel GUberwiegend, um bereits vor dem ,DigitalPakt
Schule” entschiedene MalRnahmen zu férdern.

Der Bundesrechnungshof sah die Gefahr, dass sich Finanzhilfen des Bundes bei einer
Fortfihrung verfestigen. Er hat empfohlen, die Beteiligung des Bundes nicht zu verlan-
gern.

8 Bericht an den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages nach § 88 Absatz 2 BHO Uber die Prifung lander-
Ubergreifender MaBnahmen im Zusammenhang mit dem DigitalPakt Schule vom 10. Januar 2022,
Gz.: III 2 - 2021 - 0223; Bericht an den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages nach § 88 Absatz 2 BHO Uber
die Priifung der Steuerung und Wirkungskontrolle des DigitalPakts Schule vom 5. August 2022, Gz.: III 2 - 0000739;
Bericht an den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages nach § 88 Absatz 2 BHO Uber die Umsetzung der Zu-
satzvereinbarung Administration zum DigitalPakt Schule vom 12. Juni 2024, Gz.: III 2 - 0001473.
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2.3.2

2.3.3

Dem Bundesrechnungshof liegt die Verwaltungsvereinbarung zum ,Digitalpakt 2.0“
vor. Danach bestehen die zum Vorgangerprogramm geauf3erten Bedenken nach wie
vor. Mit den Finanzhilfen wird dartiber hinaus nicht mehr nur eine voriibergehende In-
vestitionsllicke der Lander geschlossen. Vielmehr wird eine Aufgabe der Lander dauer-
haft finanziert und damit bewusst verstetigt. Dies ist von Artikel 104c Grundgesetz
nicht gedeckt, der Finanzhilfen nur ausnahmsweise und zur Bewaltigung zeitlich be-
grenzter Herausforderungen vorsieht.

Startchancen-Programm

Im Einzelplan 60 sind in Kapitel 6002 Titel 882 01 zudem Haushaltsmittel fur das Start-
chancen-Programm veranschlagt. Dieses soll Kindern und Jugendlichen bessere Bil-
dungschancen unabhdngig von der sozialen Lage der Eltern ermdéglichen. Das Pro-
gramm ist am 1. August 2024 gestartet. Flr das Jahr 2027 sind wie im Vorjahr fur
Zuweisungen an die Lander zur Férderung von Investitionen 400 Mio. Euro vorgese-
hen. Im Jahr 2025 wurden von den geplanten 400 Mio. Euro 17 Mio. Euro verausgabt.

Weitere 600 Mio. Euro werden (ber eine Anderung des Finanzausgleichsgesetzes den
Landern jahrlich zunachst befristet bis Ende des Jahres 2029 zuflieRen.

Finanzausgleich

Seit dem Jahr 2019 untersttlitzt der Bund die Lander mit dem Gesetz zur Weiterentwick-
lung der Qualitat und zur Verbesserung der Teilhabe in Tageseinrichtungen und in der
Kindertagespflege (KiTa-Qualitatsgesetz)® Das Zweite KiTa-Qualitatsgesetz setzte ab
dem Jahr 2023 den Fokus auf die Qualitatsentwicklung. Mit dem Dritten KiTa-Qualitats-
gesetz werden seit dem 1. Januar 2026 MalRnahmen gefdrdert, die fir die Qualitat der
Kindertagesbetreuung von besonderer Bedeutung sind und in denen bundesweite
qualitative Standards angestrebt werden.

Die Finanzmittel fur die Jahre 2025 und 2026 in H6he von insgesamt 4 Mrd. Euro stellt
der Bund den Landern Uber eine Veranderung der vertikalen Umsatzsteuerverteilung
zur Verfigung (Finanzausgleich). Bis zum Jahr 2024 erhielten die Lander insgesamt
9,5 Mrd. Euro auf diese Weise.

Im Koalitionsvertrag ist die Einfuhrung eines Qualitatsentwicklungsgesetzes zur Abl6-
sung des KiTa-Qualitatsgesetzes vereinbart.'® Derzeit liegt der Referentenentwurf des
BMBFSF) zum Gesetz zur Verbesserung der Startchancen von Kindern und zur Quali-
tatsentwicklung in der Kindertagesbetreuung (KiTa-Startchancen- und

° KiTa-Qualitats- und Teilhabeverbesserungsgesetz vom 19. Dezember 2018 (BGBI. I S. 2696), das zuletzt durch Artikel 3
des Gesetzes vom 21. November 2024 (BGBI. 2024 I Nummer 361) geandert worden ist.
'® Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, 21. Legislaturperiode, Zeilen 2301 ff. und 3110 ff.
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Qualitatsentwicklungsgesetz - SCQEG) vor. Zum anteiligen Ausgleich der Belastungen
der Lander ist erneut eine Anderung der vertikalen Umsatzsteuerverteilung zulasten
des Bundes geplant. In den Jahren 2027 und 2028 soll sich diese auf jeweils 1,5 Mrd.
Euro belaufen. Im Jahr 2029 auf 1,2 Mrd. Euro und in den Jahren 2030 bis 2034 auf

1 Mrd. Euro.

Den Entwurf haben die Lander vorerst abgelehnt: Die Vorgaben zur Personalausstat-
tung und Sprachférderung seien mit milliardenschweren Mehrkosten fiir die Lander
verbunden. Auch sei unklar, wie das dafir notwendige Personal gewonnen werden
solle. Darlber hinaus seien regionale Unterschiede nicht berlcksichtigt. So seien in ost-
deutschen Landern bis auf Berlin viele Kita-Platze unbesetzt. Zum Teil mussen Kitas
auch schlieRen. Demgegenuber fehlten in westdeutschen Metropolregionen und in
Berlin Kita-Platze.

Des Weiteren entlastet der Bund die Lander als Ausgleich fir Betriebskosten der Kin-
derbetreuung. Durch die Einfuhrung eines Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung
fur Kinder im Grundschulalter ab dem 1. August 2026 entstehen zusatzliche Betriebs-
kosten. Ab dem Jahr 2026 erhéht sich der Landeranteil am Aufkommen der Umsatz-
steuer um 135 Mio. Euro. AnschlieBend erhdht sich der Landeranteil in sukzessiv stei-
gendem Umfang zulasten des Bundesanteils. Ab dem Jahr 2030 soll die Erhéhung des
Landeranteils 1,3 Mrd. Euro pro Jahr betragen.

Der Bundesrechnungshof kritisiert die umsatzsteuerbasierte Finanzierung. Mit dieser
bereits vielfach praktizierten Konstruktion verliert der Bund stets die Mdglichkeit, auf
die tatsachliche Mittelverwendung durch die Lander Einfluss zu nehmen oder etwaige
nicht im Sinne des Verwendungszwecks genutzten Mittel zurtickzufordern.

Wesentliche Ausgaben

Gesetzliche Leistungen

In Kapitel 1701 sind die gesetzlichen Leistungen fiir die Familien veranschlagt. Mit
diesen Leistungen mochte der Gesetzgeber Familien und Kinder unterstiitzen und for-
dern sowie die Vereinbarkeit von Beruf und Familie verbessern. Fur das Haushalts-
jahr 2027 sind daftr 12 Mrd. Euro vorgesehen. Fur das Jahr 2026 sind 13 Mrd. Euro ver-
anschlagt. Im Jahr 2025 wurden 12,4 Mrd. Euro verausgabt.

In Kapitel 1704 Titelgruppe 80 ist durch den neuen Ressortzuschnitt mit der Férde-
rung der beruflichen Aufstiegsfortbildung eine weitere gesetzliche Leistung
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hinzugekommen. Die dort geplanten Soll-Ausgaben des Bundes bleiben mit 876,2 Mio.
Euro im Jahr 2027 gegenuber dem Vorjahr unverandert.

Die gesetzlichen Leistungen im Jahr 2027 entsprechen insgesamt 82,9 % der Gesamt-
ausgaben des Einzelplans. Im Jahr 2026 sind es 83,4 %.

Gesetzliche Leistungen fiir die Familien (Kapitel 1701)

Elterngeld (Titel 68102)

Im Haushaltsentwurf fur das Jahr 2027 sind fur das Elterngeld nach dem Bundeseltern-
geld- und Elternzeitgesetz 7,1 Mrd. Euro vorgesehen. Fir das Jahr 2026 sind 7,5 Mrd.

Euro veranschlagt. Im Jahr 2025 leistete der Bund Elterngeld in Héhe von 7,1 Mrd. Euro.

Dabei geht das BMBFSF] von sinkenden Geburtenzahlen aus.” Es sei davon auszuge-
hen, dass sich die bisher angesetzten Ausgaben fur das Jahr 2027 verringern. Auch fur
das Jahr 2026 rechne man mit einem leichten Riickgang der Ausgaben gegeniber dem
Vorjahr. Dies sei auf die weitere Absenkung der Grenze des zu versteuernden Jahres-
einkommens, ab der der Anspruch auf Elterngeld entfallt, zurlckzufihren. Dieser Ef-
fekt werde sich erst nach dem Jahr 2026 vollstandig auswirken.

Weitere gesetzliche Anderungen beim Elterngeld sollen den Haushalt insgesamt um
1,6 Mrd. Euro bis zur vollen Reformwirkung im Jahr 2030 entlasten. Diese Entlastungen
sind mangels Etatreife noch nicht im Haushaltsentwurf bertcksichtigt.

Nach dem Referentenentwurf ist u. a. vorgesehen, die insgesamt zur Verfiigung ste-
henden Bezugsmonate von 14 auf 12 zu reduzieren. Von diesen soll ein Elternteil nur
noch maximal neun Monate in Anspruch nehmen durfen.'?

Soweit nur ein Elternteil Elternzeit beanspruchen kann oder will, ware damit eine zeitli-
che Abstimmung zum Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz ab dem vollendeten
ersten Lebensjahr nicht mehr gewahrleistet. Der urspriinglich mit der Einfuhrung des

Elterngeldes verfolgte Zweck, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu verbessern’,
wurde damit konterkariert werden.

" Bis einschlieRlich November 2025 seien 654 000 Lebendgeborene einbezogen.

12 Referentenentwurf des BMBFSF, Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes
zur Weiterentwicklung und Vereinfachung des Elterngeldes sowie des Mutterschutzgesetzes vom 3. Juli 2026.

'3 Entwurf eines Gesetzes zur Einfihrung des Elterngeldes, Bundestagsdrucksache 16/1889.



Kinderzuschlag (Titel 68113)

Der Kinderzuschlag wird an Eltern gezahlt, die mit ihrem Einkommen zwar den eigenen
Bedarf, nicht aber den ihrer Kinder bestreiten kénnen. Hierfiir kbnnen pro Kind abhan-
gig von der Hohe des Einkommens der Eltern monatlich bis zu 297 Euro gezahlt wer-
den. Darin ist nach bisheriger Rechtslage ein Sofortzuschlag von monatlich 25 Euro je
Kind enthalten.

Im Haushaltsentwurf 2027 sind flir den Kinderzuschlag fiir Anspruchsberechtigte nach
§ 6a des BKGG 3,1 Mrd. Euro ausgewiesen. Fur das Jahr 2026 sind 3,4 Mrd. Euro veran-
schlagt. Daraus ergibt sich fur das Jahr 2027 ein Minderbedarf von 365 Mio. Euro. Das
BMBFSF) rechnet mit einer Absenkung der durchschnittlichen Auszahlungsbetrage
trotz eines zu erwartenden Anstiegs der Kinderzahlen. Im Juni 2026 wurde fir

1491 312 Kinder ein Kinderzuschlag gezahlt. Dies sind 106 703 Kinder mehr als im Jah-
resdurchschnitt 2025 mit 1 384 609 Kindern. Im Jahr 2025 wurden 3,3 Mrd. Euro ver-
ausgabt.

Die Bundesregierung plant, den in Vorbereitung einer Kindergrundsicherung einge-
fuhrten Sofortzuschlag zum Kinderzuschlag wieder abzuschaffen. Dies soll zu Einspa-
rungen im Einzelplan 17 in Héhe von 450 Mio. Euro jahrlich fihren. Bei gleichzeitigem
Bezug von Grundsicherungsgeld nach dem SGB II wirde sich der Anspruch auf diese
Leistung entsprechend erhéhen. Den Einsparungen stehen daher Mehrausgaben von
jahrlich 150 Mio. Euro im Einzelplan 11 gegenuber.'*

Kindergeld (Titel 68111)

Far das Jahr 2027 sind fur das Kindergeld nach dem BKGG 241,1 Mio. Euro veran-
schlagt, 13,6 Mio. Euro mehr als fur das Jahr 2026 (227,5 Mio. Euro). Im Jahr 2025 wur-
den 228,3 Mio. Euro verausgabt. Den Mehrbedarf begriindet das BMBFSF] mit einer Er-
héhung des Kindergeldes um 10 Euro auf monatlich 269 Euro fir jedes Kind.'® Seit dem
1. Januar 2026 betragt das Kindergeld monatlich 259 Euro.

Kindergeld nach dem BKGG wird tUberwiegend an Eltern gezahlt, die in Deutschland
nicht unbeschrankt einkommensteuerpflichtig sind. Die meisten Eltern erhalten Kinder-
geld nach dem Zehnten Abschnitt des Einkommensteuergesetzes (steuerlicher Fami-
lienleistungsausgleich). Die Ausgaben hierfur werden direkt aus den Einnahmen aus
der Lohnsteuer entnommen und im Einzelplan 60'® hierunter ausgewiesen. Fir das
Jahr 2026 sind Ausgaben in Héhe von 55,8 Mrd. Euro und 55,1 Mrd. Euro fur das

Jahr 2027 vorgesehen.’

Gesetzentwurf der Bundesregierung eines Haushaltsbegleitgesetzes 2027 vom 5. Juli 2026, Seite 18.

Ein Gesetzgebungsverfahren, welches eine Erhéhung des Kindergeldes um 10 Euro vorsieht, liegt bisher nicht vor.
Kapitel 6001 Titel 011 01 Lohnsteuer, siehe Haushaltsvermerk und Erlduterungen.

Der Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2027 vom 3. Juli 2026 weist die vorgesehenen Ausgaben firr das Kinder-
geld nicht aus. Der Betrag wurde dem Ergebnis aus der 170. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschatzungen" entnom-



Unterhaltsvorschuss (Titel 632 07)

Eine weitere gesetzliche familienbezogene Leistung ist der Unterhaltsvorschuss nach
dem Unterhaltsvorschussgesetz (UhVorschG). Obwohl das BMBFSF] laut haushaltsbe-
grundenden Unterlagen mit gleichbleibenden Zahlbetragen und einer konsistenten
Anzahl Leistungsberechtigter rechnet's, sollen die Ausgaben im Jahr 2027 um rund
400 Mio. Euro sinken; von 1,3 Mrd. Euro (Soll 2026) auf 914 Mio. Euro. Die Ausgaben im
Jahr 2025 lagen bei 1,3 Mrd. Euro.

Die Bundesregierung plant Einsparungen, indem der Bund ab dem Jahr 2027 nur noch
ein Drittel statt wie bisher 40 % der Gesamtausgaben tragt. Zudem soll der Unterhalts-
vorschuss fur Kinder nur noch bis zum 16. statt bis zum 18. Geburtstag gezahlt werden.
Der Unterhaltsvorschuss wird als vorrangige Leistung auf Leistungen der Grundsiche-
rung fur Arbeitsuchende nach dem SGB II angerechnet. Bei gleichzeitigem Bezug von
SGB II-Leistungen wurde ein Wegfall durch Anpassung der Héchstaltersgrenze den
SGB II-Anspruch entsprechend erhdhen. Einsparungen im Einzelplan 17 wurden zu
Mehrausgaben im Einzelplan 11 fuhren. Ein entsprechender Gesetzentwurf liegt noch
nicht vor. Mégliche Einsparungen im Einzelplan 17 sind damit nicht beziffert. Vor die-
sem Hintergrund ist der fur das Jahr 2027 veranschlagte gesunkene Haushaltsansatz
far den Unterhaltsvorschuss nicht nachvollziehbar.

Daruber hinaus hat die Kommission zur Sozialstaatsreform im Januar 2026 empfohlen,
den Parallelbezug von Unterhaltsvorschuss und existenzsichernden Sozialleistungen zu
beenden. Durch die Anrechnung des Unterhaltsvorschusses entstehe vermeidbarer
Verwaltungsaufwand. Dabei musse sichergestellt werden, dass der unterhaltspflichtige
Elternteil weder aus der Unterhaltsverpflichtung noch aus dem Unterhaltsriickgriff ent-
lassen werde.™

Einlage in die Stiftung ,Mutter und Kind - Schutz des ungeborenen Lebens"
(Titel 685 02)

Fur das Jahr 2027 sind fur die Einlage in die Stiftung ,,Mutter und Kind - Schutz des un-
geborenen Lebens” 101 Mio. Euro vorgesehen. In den Vorjahren waren jeweils 96 Mio.
Euro veranschlagt.

Zweck der Bundesstiftung ist, werdende Mutter in finanziellen Notlagen durch ergan-
zende Hilfen zu unterstitzen. Damit soll ihnen die Fortfihrung der Schwangerschaft
erleichtert werden. Dafur stellt der Bund eine gesetzlich garantierte Einlage von jahr-
lich mindestens 92 Mio. Euro zur Verfligung. Seit dem Haushaltsgesetz 2017 hat die
Bundesstiftung jahrlich 4 Mio. Euro zusatzlich erhalten. Im Jahr 2026 soll durch eine

'8 Das BMBFSF] errechnet die Zahlbetrdge aus dem Mindestunterhalt und legt zudem eine konstante Zahl der nach dem
UhVorschG Leistungsberechtigten zugrunde.

9 Bundesministerium fur Arbeit und Soziales, Empfehlungen der Kommission zur Sozialstaatsreform, Empfehlung 13,
Seite 28 f.
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Anderung des Stiftungsgesetzes die jahrliche Mindesteinlage des Bundes auf

101 Mio. Euro ab dem 1. Januar 2027 erhéht werden. Zudem soll das Stiftungsvermo-
gen neu als Verbrauchsvermdégen geregelt und das Grundstockvermdégen abgeschmol-
zen werden.?®

Bereits im Jahr 2013 kritisierte der Bundesrechnungshof den Aufbau des Stiftungsver-
mogens in der seinerzeit festgestellten Hohe von 21 Mio. Euro. Im Jahr 2022 bekraf-
tigte der Bundesrechnungshof seine Empfehlung, das Stiftungsvermégen zligig fur die
Erfullung des Stiftungszwecks aufzubrauchen. Das Stiftungsvermdgen verlor inflations-
bedingt fortlaufend an Wert. Zugleich verursachte seine Verwaltung erheblichen Auf-
wand und barg Verlustrisiken. Aufgrund der gesetzlich garantierten jahrlichen Einlage
aus dem Bundeshaushalt ist ein Stiftungsvermdégen fur die Verwirklichung des Stif-
tungszwecks nicht notwendig.

Mit der im Gesetzentwurf vorgesehenen Vermdégensumwandlung und -abschmelzung
kommt das BMBFSF| der seit langer Zeit aufgestellten Forderung des Bundesrech-
nungshofes nach.

Sonstige gesetzliche Leistungen

Zudem sind in Kapitel 1701 nicht oder nicht unmittelbar familienbezogene Ausgaben
veranschlagt:

Zum einen die in Kapitel 1701 Titel 685 01 etatisierte Zuweisung an die Contergan-
stiftung. Fur das Jahr 2027 sind hierfur 194 Mio. Euro vorgesehen. Im Jahr 2026 sind es
182,6 Mio. Euro. Im Jahr 2025 wurden 180,4 Mio. Euro verausgabt. Die Erhéhung des
Titelansatzes begriindet das BMBFSFJ mit einer Erhhung der Conterganrenten auf-
grund von Dynamisierung zum 1. Juli 2027.

Zum anderen sind in Kapitel 1701 Titel 632 01 die Aufwendungen fiir Graber der
Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft etatisiert. Fir das Haushaltsjahr 2027 sind wie
im Vorjahr 46,6 Mio. Euro veranschlagt. Die Ausgaben im Jahr 2025 lagen bei 46,2 Mio.
Euro.

Forderung der beruflichen Aufstiegsfortbildung (Kapitel 1704
Titelgruppe 80)

Als weitere gesetzliche Leistung ist die Finanzierung beruflicher Aufstiegsfortbildung
nach dem Gesetz zur Férderung der beruflichen Aufstiegsfortbildung (AFBG) in den
Aufgabenbereich des BMBFSF) hinzugekommen. Die Ausgaben des AFBG tragt der

2 Entwurf eines Flinften Gesetzes zur Anderung des Gesetzes zur Errichtung einer Bundesstiftung ,Mutter und Kind -
Schutz des ungeborenen Lebens” (5. MuKStiftAndG).
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Bund gemal3 § 28 Absatz 1 AFBG zu 78 %. Fur das Jahr 2027 sind wie im Vorjahr
876,2 Mio. Euro eingeplant.?'

Programmausgaben

Im Haushaltsentwurf 2027 sind fir die Programmausgaben der Kapitel 1702, 1703,
1704 (ohne Titelgruppe 80) und 1710 insgesamt 2,5 Mrd. Euro veranschlagt. Dies ent-
spricht 16,2 % der Gesamtausgaben des Einzelplans. Fur das Jahr 2026 sind 2,6 Mrd.
Euro vorgesehen, was 15,4 % der geplanten Gesamtausgaben entspricht. Im Jahr 2025
lagen die Ausgaben bei 1 Mrd. Euro. Grund fur den Ausgabenanstieg sind die seit dem
Jahr 2026 neu im Einzelplan veranschlagten Ausgaben fir den Bereich Bildung.

Kinder- und Jugendpolitik (Kapitel 1702)

Der Programmhaushalt fur die Kinder- und Jugendpolitik ist fir das Jahr 2027 mit

1,1 Mrd. Euro veranschlagt. Fir das Jahr 2026 sind ebenfalls 1,1 Mrd. Euro vorgesehen.
Im Jahr 2025 wurden 561,5 Mio. Euro verausgabt. Die Differenz ist im Wesentlichen auf
die Zuweisung an das Sondervermoégen ,,Ausbau ganztagiger Bildungs- und Betreu-
ungsangebote flur Kinder im Grundschulalter” zurtickzufihren. Im Jahr 2025 waren

keine Zuweisungen an das Sondervermégen veranschlagt.

Ausbau der Ganztagsbetreuung von Schulkindern

Ab dem 1. August 2026 besteht ein Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung fur Kinder
im Grundschulalter. Fur den Ausbau der Ganztagsbetreuung von Grundschulkindern
stellt die Bundesregierung bis Ende 2029 insgesamt 3,5 Mrd. Euro an Finanzhilfen be-
reit.? FUr deren Uberjahrige Bewirtschaftung hat die Bundesregierung Ende 2020 ein
Sondervermdgen ,Ausbau ganztagiger Bildungs- und Betreuungsangebote fir Kin-
der im Grundschulalter” errichtet. Die Finanzhilfen gewahrte der Bund den Léandern
zunachst mit dem inzwischen abgelaufenen Investitionsprogramm zum beschleunig-
ten Infrastrukturausbau der Ganztagsbetreuung fur Grundschulkinder. Seit dem

Jahr 2023 lauft das Investitionsprogramm Ganztagsausbau.

In Kapitel 1702 Titel 884 04 sind fur das Haushaltsjahr 2027 flr Zuweisungen an das
Sondervermdégen ,Ausbau ganztagiger Bildungs- und Betreuungsangebote fur Kinder
im Grundschulalter” wie fir das Vorjahr 495,1 Mio. Euro vorgesehen.

2 Davon entfallen in beiden Jahren je 761,9 Mio. Euro auf Zuschisse an Teilnehmerinnen und Teilnehmer an beruflichen
AufstiegsmaBBnahmen (Kapitel 1704 Titel 681 80) und 114,3 Mio. Euro auf Zinszuschisse, Erstattung von Darlehens-
ausfallen und Erlassen an die Kreditanstalt fir Wiederaufbau (KfW), Kosten der Darlehensverwaltung der KfW (Kapi-
tel 1704 Titel 671 80).

22 Gesetz zur Verlangerung der Fristen im Investitionsprogramm Ganztagsausbau vom 23. Juli 2025 (BGBI. 2025 I Num-
mer 174).



Zuschiisse und Leistungen fiir laufende Zwecke an Lander, Triager und fiir Aufgaben
der freien Jugendhilfe (Titel 684 01)

Far das Jahr 2027 stehen flr Zuschusse und Leistungen fiir laufende Zwecke an Tra-
ger und fur Aufgaben der freien Jugendhilfe 261,9 Mio. Euro zur Verfiigung. Der Titel-
ansatz fur das Jahr 2026 liegt bei 261,1 Mio. Euro. Die Ausgaben fur das Jahr 2025 be-
trugen 241,6 Mio. Euro.

Als fachlich zustandige oberste Bundesbehorde soll das BMBFSF| die Tatigkeit der Kin-
der- und Jugendhilfe anregen und férdern, soweit sie von Uberregionaler Bedeutung
ist.?? Dazu hat das BMBFSF) den Kinder- und Jugendplan des Bundes als zentrales For-
derinstrument aufgestellt. Aus dem Kinder- und Jugendplan des Bundes werden Pro-
jekte bei rund 100 Verbanden und Fachorganisationen der Kinder- und Jugendhilfe ge-
fordert. Daneben werden folgende Stellen institutionell gefordert:

die Fachstelle fir internationale Jugendarbeit der Bundesrepublik Deutschland e. V.,

%

- die Akademie der Kulturellen Bildung, Remscheid,

- die Internationale Jugendbibliothek, Minchen, sowie
9

die Bundesakademie fur musikalische Jugendbildung, Trossingen.

Mafdnahmen zur Starkung von Demokratiebildung und Extremismuspravention
(Titel 684 04)

Far das Haushaltsjahr 2027 stehen dem BMBFSF| fur MaBnahmen zur Starkung von
Demokratiebildung und Extremismuspravention 170,1 Mio. Euro zur Verfliigung. Far
das Jahr 2026 sind unter dieser Titelnummer mit der Zweckbestimmung MaBRnahmen
zur Starkung von Vielfalt, Toleranz und Demokratie 204,5 Mio. Euro vorgesehen. Die
Ausgaben fur das Jahr 2025 beliefen sich auf 176,6 Mio. Euro.

Der grof3te Teil der veranschlagten Haushaltsmittel entfallt auf das Bundesprogramm
.Demokratie leben!”. Der Haushaltsansatz fur das Jahr 2027 liegt bei 167,4 Mio. Euro.
Im Jahr 2026 sind 186,5 Mio. Euro vorgesehen. Die Ausgaben im Jahr 2025 lagen bei
159,6 Mio. Euro. Das Bundesprogramm ,Demokratie leben!” ist im Januar 2025 in die
3. Forderperiode von 2025 bis 2032 gestartet.

Das BMBFSF| plant, das Bundesprogramm weiterzuentwickeln. Ab dem Jahr 2027 will
es entsprechend der neuen Zweckbestimmung des Titels die Schwerpunkte Demokra-
tiebildung und Extremismuspravention setzen. Das Bundesprogramm soll gezielt fur
Organisationen und Verbande gedffnet werden, wie beispielsweise fir Einrichtungen
der Kindertagesbetreuung und der Jugendsozialarbeit, Schulen und Hochschulen sowie
far Sport- und Kultureinrichtungen. Zur genauen Ausgestaltung wird derzeit eine neue
Forderrichtlinie erarbeitet, die ab dem Jahr 2027 gelten soll. Dessen ungeachtet hat das
BMBFSF) am 1. Juli 2026 das Interessenbekundungsverfahren zum weiterentwickelten

3 Rechtsgrundlage ist § 83 Absatz 1 Achtes Buch Sozialgesetzbuch.



Programm fUr das Jahr 2027 gestartet und die Forderaufrufe veroffentlicht.2* Danach
Ubersandte das BMBFSF) dem Bundesrechnungshof den Entwurf der Férderrichtlinie
zur Anhoérung.

Der Start des Interessenbekundungsverfahrens vor dem Anhérungsverfahren wider-
spricht dessen Zweck. Aus Grunden der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Ordnungs-
malRigkeit ist der Bundesrechnungshof frihzeitig einzubeziehen. Mégliche Empfehlun-
gen kénnten nicht mehr umgesetzt werden oder zu einem héheren Verwaltungs-
aufwand fihren.

Der Bundesrechnungshof hat bereits bei den Anhérungen zu den vorherigen Forder-
richtlinien des Bundesprogramms auf die aus seiner Sicht fehlende Finanzierungskom-
petenz des Bundes fur diesen Aufgabenbereich hingewiesen. Der Bund hat generell
keine Finanzierungskompetenz fiir die Unterstltzung regionaler oder kommunaler
Strukturen. Hier ware allenfalls die Férderung von Modellprojekten denkbar. Die Mo-
dellhaftigkeit setzt jedoch voraus, dass die Forderung durch den Bund nicht auf Dauer
angelegt ist und die Finanzierung der entstandenen Strukturen auf die Lander tber-
geht.

Sowohl die im Entwurf der Richtlinie als auch die in der Anlage formulierten Férderziele
sind in ihrer derzeitigen Fassung nicht hinreichend konkretisiert. Sie beschreiben zwar
die fachliche Zielrichtung der Férderung, enthalten jedoch weder Uberprufbare Zielzu-
stande noch messbare Indikatoren. Eine objektive Bewertung des Zielerreichungsgra-
des ist damit nicht méglich. Der Bundesrechnungshof hat dem BMBFSF) empfohlen,
die Ziele nach dem SMART-Prinzip (spezifisch, messbar, akzeptiert, realistisch, termi-
niert) zu konkretisieren, um den Erfolg der Férderung objektiv messen zu kénnen.

Erstmals fUr das Jahr 2027 ist in Titel 684 04 ein Zuschuss des Bundes flir Vorberei-
tungs- und PilotmaRBnahmen zwecks Errichtung und Betrieb eines Yad Vashem Edu-
cation Center in Deutschland in H6he von 2 Mio. Euro etatisiert. Die Holocaust-Ge-
denkstatte Yad Vashem plant, ihre erste Aul3enstelle auBerhalb Israels zu errichten.
Diese soll Giber den Holocaust aufklaren und Antisemitismus vorbeugen.

Eine Umsetzungsstudie soll bis Marz 2027 die administrativen Voraussetzungen fur die
Errichtung und den Betrieb kldren. Es ist vorgesehen, dass der Bund ktinftig auch Pro-
jekte des Education Centers fordert, insbesondere in den Bereichen Erinnerungskultur,
historisch-politischer Bildung sowie der Auseinandersetzung mit Antisemitismus.

Der Bundesrechnungshof weist darauf hin, dass bereits das Bundesministerium der
Finanzen MalBnahmen der Erinnerungskultur als Folgeaufgaben der

24 vgl. Pressemitteilung des BMBFSFJ vom 1. Juli 2026: Bundesprogramm ,Demokratie leben!” - Interessenbekundungs-
verfahren startet: Forderaufrufe mit neuen Forderkriterien verdffentlicht.



Wiedergutmachung umfangreich férdert.?> Die Befassung mehrerer Ressorts erhdht
dabei das Risiko der Férderung von Doppelstrukturen. Doppelstrukturen sind bei der
Ausgestaltung von Férderungen zu vermeiden.

MafRnahmen der Integrations- und Migrationsforschung (Titel 684 06)

Far MaBnahmen der Integrations- und Migrationsforschung stellt der Bund dem
Deutschen Zentrum fUr Integrations- und Migrationsforschung e. V. (DeZIM e. V.) wie
schon in den drei Vorjahren 9 Mio. Euro zur Verfigung. Die Ausgaben fur das Jahr 2025
lagen bei 8,8 Mio. Euro.

Von den fur das Jahr 2027 vorgesehenen Haushaltsmitteln entfallen auf die institutio-
nelle Forderung des vom DeZIM e. V. unterhaltenen DeZIM-Instituts 4,8 Mio. Euro. Die-
ser Betrag ist seit dem Jahr 2022 gleichgeblieben. Weitere 4,1 Mio. Euro im Haushalts-
entwurf dienen der zusatzlichen Férderung der Projekt- und Programmarbeit des
DeZIM e. V. sowie von Projekten der DeZIM-Forschungsgemeinschaft, deren Mitglieder
dem DeZIM e. V. angehdren.

Der Bundesrechnungshof hat die Férderung des DeZIM e. V. gepruft.

Unter anderem hat er beanstandet, dass das BMBFSFJ bei seiner Férderpraxis die An-
forderungen des Zuwendungsrechts nicht hinreichend beachtete. Er hat empfohlen,
die institutionelle Férderung des DeZIM e. V. zugunsten von Projektférderungen abzu-
schmelzen. Dabei sollte das BMBFSF] anders als bislang auch die Verpflichtung zur
Vergabe von Forschungsauftragen im wettbewerblichen Verfahren prufen.

Zudem hat der Bundesrechnungshof die Vollfinanzierung von Projekten des DeZIM

e. V. neben der institutionellen Forderung beanstandet. Eine solche kommt nur in Aus-
nahmefallen in Betracht. Soweit dem DeZIM e. V. kuinftig Projektmittel neben der insti-
tutionellen Férderung gewahrt werden, durfen nur solche Ausgaben Eingang in den
Finanzierungsplan (und damit die Projektforderung) finden, die nicht bereits tGber die
institutionelle Férderung gedeckt sind. Die aus der institutionellen Férderung bestritte-
nen Ausgaben flr das Projekt missen dem Eigeninteresse des DeZIM e. V. angemes-
sen entsprechen und deshalb von signifikantem Umfang sein.

Das BMBFSF hat angekundigt, eine Abschmelzung der institutionellen Férderung zu-
gunsten von Projektférderungen und der Vergabe von Forschungsauftragen zu prifen.
Der Haushaltsansatz fur die institutionelle Férderung des DeZIM e. V. ist jedoch gleich-
geblieben.

% In Kapitel 0801 Titel 687 32, 685 32 und 685 33 sind im Haushaltsentwurf 61,2 Mio. Euro vorgesehen. Im Jahr 2026
stehen 60,2 Mio. Euro zur Verfligung.



Der Bundesrechnungshof weist darauf hin, dass eine Abschmelzung der institutionel-
len Férderung nicht dazu fuhren darf, dass weiterhin Projekte finanziert werden, die in
der Sache eine unzulassige Ausweitung der institutionellen Férderung bedeuten wur-
den.

Zuweisungen an die Stiftung Friihe Hilfen (Titel 684 03)

Im Haushaltsentwurf fur das Jahr 2027 sind 71 Mio. Euro fir Zuweisungen an die Stif-
tung Fruhe Hilfen vorgesehen. Im Jahr 2026 stehen 56 Mio. Euro zur Verfugung. Im
Jahr 2025 wurden 48,2 Mio. Euro verausgabt.

Trager der Bundesstiftung Fruhe Hilfen ist das BMBFSFJ. Der Zweck der Bundesstiftung
ist es, die in § 3 Absatz 4 des Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinder-
schutz (KKG) formulierten Aufgaben umzusetzen. Die finanziellen Mittel stellt die Bun-
desstiftung Uber den Fonds Frihe Hilfen zur Verfiigung. Der im KKG genannte Betrag
von 51 Mio. Euro wurde im Rahmen der abschlieBenden Haushaltsberatungen fir das
Jahr 2026 um zusatzliche 5 Mio. Euro erganzt. Fachverbande fordern, die Mittel dauer-
haft zu erhéhen. Dafur ware eine Anpassung des KKG erforderlich.

Mafdnahmen zur Umsetzung der Qualifizierungsoffensive (Titel 684 02)

Im Haushaltsentwurf 2027 sind fir MaBnahmen zur Umsetzung der Qualifizierungs-
offensive 23,4 Mio. Euro veranschlagt. Fur das Jahr 2026 sind 24,2 Mio. Euro vorgese-
hen. Im Jahr 2025 wurden 27,7 Mio. Euro verausgabt.

Aus diesem Titel fordert das BMBFSF]

MaRnahmen zur Fachkraftesicherung und -gewinnung in den Erzieherberufen,
Modellprojekte und Malinahmen der Sprach- und Integrationsférderung,
praventive Elternbegleitung im frihkindlichen Bereich sowie
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erganzende MalRnahmen zum Ausbau von Betreuungsplatzen fur Kinder.

Den finanziellen Schwerpunkt zur Umsetzung dieser Forderbereiche bilden im Haus-
haltsjahr 2027

- das ESF Plus-Programm ,Integrationskurs mit Kind Plus” mit 5 Mio. Euro und

- die Ausgaben zur Begleitung der Umsetzungsprozesse zum Gesetz zur Weiterent-
wicklung der Qualitat und zur Verbesserung der Teilhabe in Tageseinrichtungen
und in der Kindertagespflege mit 5,4 Mio. Euro.



3.2.2 Starkung der Zivilgesellschaft, Familien-, Gleichstellungs- und
Seniorenpolitik (Kapitel 1703)

Im Jahr 2027 will das BMBFSF] fuir den Programmbhaushalt Starkung der Zivilgesell-
schaft, Familien-, Gleichstellungs- und Seniorenpolitik 496,4 Mio. Euro zur Verfligung
stellen. Fur das Jahr 2026 sind 498,4 Mio. Euro veranschlagt. Die Ausgaben im Jahr 2025
lagen bei 410,3 Mio. Euro.

Den Schwerpunkt in Kapitel 1703 bilden die Freiwilligendienste. Fur sie sind 364,9 Mio.
Euro vorgesehen, was einem Anteil von 73,5 % der Gesamtausgaben des Kapitels ent-
spricht:

Die Freiwilligendienste gliedern sich in den Bundesfreiwilligendienst und die Jugend-
freiwilligendienste. Fir den Bundesfreiwilligendienst sind wie im Vorjahr 211,2 Mio.
Euro vorgesehen.?® Im Jahr 2025 wurden 150,6 Mio. Euro verausgabt. Fiur die Jugend-
freiwilligendienste sind ebenfalls wie im Vorjahr 153,7 Mio. Euro veranschlagt.?” Die
Ausgaben im Jahr 2025 lagen bei 103 Mio. Euro. Den Mittelaufwuchs seit dem Jahr 2026
begrindet das BMBFSF) mit dem geplanten Ausbau der Freiwilligendienste. Die Freiwil-
ligendienste stellten bis zum Jahr 2011 eine alternative Form des Zivildienstes dar. Fur
den Fall einer Reaktivierung der Wehrpflicht und des damit verbundenen Ersatzdiens-
tes wirden entsprechende Strukturen gebraucht.

Fur die Forderung von Modellvorhaben zur Starkung des zivilgesellschaftlichen Zu-
sammenhalts sind 2,6 Mio. Euro veranschlagt.?® Im Jahr 2026 stehen 3,6 Mio. Euro zur
Verfigung. Im Jahr 2025 wurden 6,1 Mio. Euro verausgabt. Bis zum Haushaltsverfahren
fur das Jahr 2026 teilten sich die aus diesem Titel geférderten Malinahmen in zwei The-
menbereiche auf. Den Bereich zivilgesellschaftlicher Zusammenhalt und den Bereich
Engagement und Ehrenamt. Der Bereich Engagement und Ehrenamt, wurde gemaR
dem Organisationserlass des Bundeskanzlers in den Einzelplan 04, Bundeskanzler und
Bundeskanzleramt, Gberflhrt.

Daruber hinaus sind in Kapitel 1703 noch folgende Mittel veranschlagt:

- Zuschisse und Leistungen fiir laufende Zwecke an Trager und fiir Aufgaben der
Familienpolitik?® 20,5 Mio. Euro (Soll 2026: 27,6 Mio. Euro, Ist 2025: 25,6 Mio. Euro).
Der Titelansatz sinkt wegen einer Mittelverschiebung zum neuen Haushaltstitel Ka-
pitel 1703 Titel 684 15 mit der Zweckbestimmung Digitale Gesellschaftspolitik,
Staatsmodernisierung (Soll 2027: 17,6 Mio. Euro): die Digitalisierungsaufgaben
wurden in die neue Abteilung G des BMBFSF] verlagert.

N

6 Kapitel 1703 Titel 684 14.
7 Kapitel 1703 Titel 684 11.
8 Kapitel 1703 Titel 684 12.
° Kapitel 1703 Titel 684 21.
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- Forderung von Modellprojekten zur Einrichtung von Mehrgenerationenhausern°
23,3 Mio. Euro (Soll 2026: 25,5 Mio. Euro, Ist 2025: 24,1 Mio. Euro),

- Zuschisse und Leistungen fiir laufende Zwecke an Trager und fiir Aufgaben der
Gleichstellungspolitik, zu Gewaltschutz und -pravention sowie zur Bekampfung
des Menschenhandels?' 6,9 Mio. Euro (Soll 2026: 7,3 Mio. Euro, Ist 2025: 5,9 Mio.
Euro),

- Zuschisse und Leistungen fiir laufende Zwecke an Trager und fiir Aufgaben der
Politik fiir dltere, einsame und pflegende Menschen, des Palliativ- und Hospizbe-
reichs sowie des demographischen Wandels*? 14,3 Mio. Euro (Soll 2026: 19,9 Mio.
Euro, Ist 2025: 30,4 Mio. Euro). Neben weiteren Tragern erhalt auch das Deutsche
Zentrum fUr Altersfragen e. V. (DZA e. V.) Projektmittel aus diesem Titel. Zudem for-
dert das BMBFSF) das DZA e. V. auch institutionell. Die Haushaltsmittel dafir sind in
Kapitel 1703 Titel 684 27 veranschlagt. Fir das Jahr 2027 sind ebenso wie fur das
Vorjahr 4,3 Mio. Euro vorgesehen. Im Jahr 2025 wurden 4 Mio. Euro verausgabt.

- Zuschiisse und Leistungen fiir laufende Zwecke an Trager und fur Aufgaben der
Gleichstellungspolitik3? 20,5 Mio. Euro (Soll 2026: 21,5 Mio. Euro, Ist 2025; 17,9 Mio.
Euro),

- Zuschuss an die Bundesstiftung Gleichstellung®* 5,7 Mio. Euro (Soll 2026: 5,7 Mio.
Euro, Ist 2025: 5,8 Mio. Euro).

3.23 Leistungsfihigkeit des Bildungswesens (Kapitel 1704 ohne
Titelgruppe 80)

In Kapitel 1704 sind die Ausgaben fur den neu hinzugekommenen Zustandigkeitsbe-
reich Leistungsfahigkeit des Bildungswesens veranschlagt. In Kapitel 1704 Titel-
gruppe 80 sind die gesetzlichen Leistungen zur Férderung der beruflichen Aufstiegs-
fortbildung zusammengefasst (vgl. dazu Textnummer 3.1.2). Im Ubrigen Teil des
Kapitels 1704 sind die Programmausgaben ausgewiesen. Fur das Jahr 2027 sind fir die-
sen Teil des Kapitels Ausgaben in Hohe von 835,7 Mio. Euro vorgesehen. Fur das

Jahr 2026 stehen 860 Mio. Euro zur Verfiigung. Im Jahr 2025 war das BMBFSF] fur die-
sen Bereich noch nicht zustandig.

Digitalkompetenzen, MINT, Bildungsdaten und -statistik (Titel 541 01)

Der Titel Digitalkompetenzen, MINT, Bildungsdaten und -statistik ist im Haushalts-
entwurf flr das Jahr 2027 mit 34,6 Mio. Euro um 13,1 Mio. Euro (61 %) hoher

W

0 Kapitel 1703 Titel 684 22.
' Kapitel 1703 Titel 684 24.
2 Kapitel 1703 Titel 684 25.
3 Kapitel 1703 Titel 684 26.
4 Kapitel 1703 Titel 685 21.
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veranschlagt als im Vorjahr. Das BMBFSF] begriindet dies mit Umschichtungen anlass-
lich des neuen Ressortzuschnitts sowie innerorganisatorischer Anderungen.3

Leistungswettbewerbe und Preise fiir den wissenschaftlichen Nachwuchs (Titel 685 01)

Fur Leistungswettbewerbe und Preise fiir den wissenschaftlichen Nachwuchs sind
im Haushaltsentwurf 11,3 Mio. Euro veranschlagt. Im Jahr 2026 stehen 14,7 Mio. Euro
zur Verfligung. Die Forderung umfasst Preisgelder und die mit der Vergabe verbunde-
nen notwendigen Ausgaben sowie MaRnahmen zur Evaluierung und Entwicklung von
Forderinstrumenten in der Begabtenférderung und fur wissenschaftliche Nachwuchs-
krafte. Aus dem Ansatz kdnnen Ausgaben fur Projekttragerleistungen und Projektma-
nagement geleistet werden.

Modernisierung und Starkung der beruflichen Bildung (Titelgruppe 20)

Fur die Ausgaben zur Modernisierung und Starkung der beruflichen Bildung sind ins-
gesamt 382,4 Mio. Euro fur das Jahr 2027 vorgesehen. Im Jahr 2026 stehen 387,4 Mio.
Euro zur Verfagung.

Dazu zahlen die MaBnahmen zur Verbesserung der Berufsorientierung. Hierfur sind
im Haushaltsentwurf 91,4 Mio. Euro veranschlagt.®® Im Jahr 2026 stehen 94,4 Mio. Euro
zur Verfigung. Das Angebot einer frihzeitigen, praxisbezogenen und systematischen
Berufsorientierung in Uberbetrieblichen und vergleichbaren Berufsbildungsstatten soll
Jugendlichen der Sekundarstufe I allgemeinbildender Schulen die Attraktivitat der be-
ruflichen Bildung aufzeigen und den Ubergang von der Schule in eine duale Berufsaus-
bildung erleichtern.

Der Bundesrechnungshof hat das Berufsorientierungsprogramm (BOP) im Jahr 2025
gepruft.>”

Er hat empfohlen, das BOP einzustellen. Es bestehen Zweifel

- an der Finanzierungskompetenz des Bundes fur das BOP,

- an der Notwendigkeit der Forderung angesichts zahlreicher Angebote anderer Stel-
len (insbesondere der Bundesagentur fur Arbeit),

- an der Wirtschaftlichkeit der Programmfihrung und

- an der Zielerreichung und den beabsichtigten Wirkungen.

3 Der Titelansatz fur Zuschusse und Leistungen fur laufende Zwecke an Trager und fir Aufgaben der Familienpolitik
(Kapitel 1703 Titel 684 21) und der Titelansatz Digitaler Bildungsraum (Kapitel 1704 Titel 685 46) sinken.

3 Kapitel 1704 Titel 685 21.

37 Kapitel 1704 Titel 685 21, Erlauterungsziffer 1.
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Das BMBFSF) hat zugesagt, die Finanzierungskompetenz zu prufen. Die Notwendigkeit

der Forderung zweifle es aber nicht an. Es sagte zu, die Ergebnisse einer Evaluation, die
eine Wirkungsanalyse umfasse, bei der Weiterentwicklung des BOP zu bertcksichtigen

und eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung in den Planungsprozess zu integrieren.

Zudem umfasst die Titelgruppe 20 fur das Jahr 2027 Ausgaben in folgenden Bereichen:

- Innovationen und Strukturentwicklungen in der beruflichen Bildung®® 173,3 Mio.
Euro (Soll 2026: 177,7 Mio. Euro): Das BMBFSF| fordert damit MaBnahmen mit dem
Ubergeordneten Ziel, die Attraktivitat und Qualitat der beruflichen Bildung in der
Breite fur alle beteiligten Akteure zu erhéhen.

- Uberbetriebliche Berufsbildungsstétten3 97 Mio. Euro wie im Vorjahr: Aus diesem
Titel gewahrt das BMBFSF] Zuschusse fur Investitionen in Uberbetriebliche Berufs-
bildungsstatten zur Sicherung der Qualitat der beruflichen Bildung.

- ERASMUSH+, Internationaler Austausch und Zusammenarbeit in der beruflichen
Bildung, Europaische und internationale Gesellschaftspolitik*’ 20,6 Mio. Euro
(Soll 2026: 18,2 Mio. Euro).

Starkung des Lernens im Lebenslauf (Titelgruppe 40)

Im Haushaltsentwurf fur das Jahr 2027 sind fur Mallnahmen zur Starkung des Lernens
im Lebenslauf insgesamt 279,3 Mio. Euro veranschlagt. Im Jahr 2026 sind dafur
252,9 Mio. Euro vorgesehen.

Fir die Starkung der Leistungsfahigkeit des Bildungswesens sind 187 Mio. Euro ver-
anschlagt.*’ Im Jahr 2026 stehen 141,4 Mio. Euro zur Verfligung. Das BMBFSFJ begriin-
det den Aufwuchs von 45,6 Mio. Euro mit einem Mehrbedarf fur den Prozess ,,Bessere
Bildung" sowie der Ausfinanzierung des Programms , Kultur macht stark”.

Der Bundesrechnungshof hat im Jahr 2026 anhand ausgewahlter Projekte die Lesefor-
derung gepruft.*? Er hat festgestellt, dass die Finanzierungskompetenz des Bundes
fraglich ist. Insbesondere ist es nicht Aufgabe des Bundes, in den Verantwortungsbe-
reich der Lander einzugreifen und etwaige Fehlentwicklungen zu kompensieren. Dar-
Uber hinaus sind bisher weder die Wirksamkeit noch die Wirtschaftlichkeit der Projekte
belegt. Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, die Leseférderung nicht fortzuftiihren.

Das zuvor zustandige Bundesministerium fur Bildung und Forschung hatte die erhebli-
chen Mangel zum Teil bereits selbst festgestellt. Es hatte geplant, die Férderung des

Kapitel 1704 Titel 685 20.

Kapitel 1704 Titel 893 20.

Kapitel 1704 Titel 681 21.

Kapitel 1704 Titel 685 41.

Kapitel 1704 Titel 685 41, Erlduterungsziffer 5; Bundesrechnungshof, AbschlieRende Mitteilung an das BMBFSF] Gber
die Prifung Leseférderung anhand ausgewahlter Projekte vom 19. Juni 2026, Gz.: III 2 - 0003206.
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Programms ,Lesestart 1-2-3" nicht zu verlangern. Das BMBFSF| hat nun eine neue Le-
seférderung (Lesestart: Geschichten sprechen Deine Sprache) begonnen. Dieses Han-
deln widerspricht den Empfehlungen des Bundesrechnungshofes und ist nicht konse-
quent.

In der Titelgruppe 40 sieht das BMBFSFJ fur das Jahr 2027 zudem Ausgaben in folgen-
den Bereichen vor:

- Weiterbildung und Lebenslanges Lernen*? 33,4 Mio. Euro (Soll 2026: 37 Mio. Euro).

- Digitaler Wandel in der Bildung** 44,7 Mio. Euro (Soll 2026: 30,7 Mio. Euro): Das
BMBFSF) mochte hiermit diverse neue Malinahmen wie Begleitmalinahmen zum
»DigitalPakt Schule” inklusive der Open Educational Resources-Strategie sowie einen
Projekttragervertrag zum Digitalpakt 2.0 Uber einen Zeitraum von bis zu sieben Jah-
ren fordern.

- Digitaler Bildungsraum* 14,1 Mio. Euro (Soll: 2026: 43,8 Mio. Euro): der Titelansatz
sinkt wegen Umschichtungen.4®

Titelgruppen 60, 70 und 30

Die Ausgaben fur die Stiftung Kinder forschen sind im Haushaltsentwurf mit 11,8 Mio.
Euro veranschlagt. Im Jahr 2026 stehen 11,9 Mio. Euro zur Verfiigung.*’

Die Ausgaben fir Europaische Schulen liegen wie im Vorjahr bei 26,2 Mio. Euro.*

Die Ausgaben fur das Bundesinstitut fir Berufsbildung sind im Jahr 2027 mit 65,1 Mio.
Euro veranschlagt®. Im Jahr 2026 stehen 65,4 Mio. Euro zur Verfligung.

3.24 Sonstige Bewilligungen (Kapitel 1710)

Fur sonstige Bewilligungen sind 89,6 Mio. Euro fur das Jahr 2027 vorgesehen. Im
Jahr 2026 stehen 94,9 Mio. Euro zur Verfigung. Die Ausgaben im Jahr 2025 beliefen
sich auf 69,3 Mio. Euro.

N

3 Kapitel 1704 Titel 685 42.

4 Kapitel 1704 Titel 685 45.

> Kapitel 1704 Titel 685 46.

© Die Titel 685 41 Starkung der Leistungsfahigkeit des Bildungswesens und 685 45 digitaler Wandel in der Bildung wer-

den dafur aufgestockt.

47 Kapitel 1704 Titelgruppe 60.

48 Kapitel 1704 Titelgruppe 70.

4 Kapitel 1704 Titelgruppe 30.
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Hilfen fiir Betroffene von sexueller Gewalt in Kindheit und Jugend im familidren
Bereich (Titel 686 02)

Den grofRten Ausgabenposten in Kapitel 1710 bilden die Hilfen fir Betroffene von se-
xueller Gewalt in Kindheit und Jugend im familiaren Bereich. Nach den Titelerlaute-
rungen dienen die Ausgaben der Bereitstellung von Sachleistungen fur Betroffene, die
bis Ende 2024 aus dem Fonds sexueller Missbrauch (FSM) bewilligt wurden. Zudem die-
nen sie der Gewahrung von bis Ende des Jahres 2025 gewahrten Billigkeitsleistungen
Uber die Richtlinie fir die Gewahrung von Hilfen des Bundes fiir Betroffene sexueller
Gewalt in Kindheit und Jugend im familidren Bereich. Regelungszweck der Richtlinie ist
die Abwicklung des befristet eingerichteten ergdnzenden Hilfesystems. Die Richtlinie
gilt fir die Auszahlung bewilligter Sachleistungen noch bis zum 31. Dezember 2028. Fir
das Jahr 2027 sind 48,5 Mio. Euro veranschlagt. Im Jahr 2026 stehen 53,2 Mio. Euro zur
Verfugung. Im Jahr 2025 wurden 27,8 Mio. Euro verausgabt.

Wohlfahrtsverbande und Wohlfahrtspflege

Die weiteren in Kapitel 1710 veranschlagten 41,1 Mio. Euro entfallen auf Zuschisse an
die Wohlfahrtsverbande und andere Organisationen.

Wie auch schon fir das Jahr 2026 sind 20,2 Mio. Euro flr Zuschiisse an die Wohlfahrts-
verbénde fiir die Durchfiihrung zentraler und internationaler Aufgaben vorgese-
hen.>® Im Jahr 2025 wurden 20 Mio. Euro verausgabt. Geforderte Spitzenverbande sind
der Deutsche Caritasverband, das Diakonische Werk der Evangelischen Kirche in
Deutschland, das Deutsche Rote Kreuz, der Arbeiterwohlfahrt - Bundesverband, der
Deutsche Paritatische Wohlfahrtsverband - Gesamtverband sowie die Zentralwohl-
fahrtsstelle der Juden in Deutschland.

FUr Zuschiisse an Wohlfahrtsverbédnde und andere zentrale Organisationen fir die
Beratung und Betreuung von Fliichtlingen und Auswanderern sind fur das Jahr 2027
wie auch im Vorjahr 11,6 Mio. Euro ausgewiesen.>' Die Ausgaben fiir das Jahr 2025 be-
liefen sich auf 11,9 Mio. Euro. Den Ausgabenschwerpunkt bildet das Bundesprogramm
fUr die Beratung und Betreuung auslandischer Fluchtlinge.

FUr Zuschiisse an zentrale Organisationen und fir zentrale MaBnahmen im Bereich
der Wohlfahrtspflege sind 9,3 Mio. Euro vorgesehen.>? Im Jahr 2026 stehen 9,9 Mio.
Euro bereit. Im Jahr 2025 wurden 9,6 Mio. Euro verausgabt. Von den veranschlagten
Haushaltsmitteln entfallen 5,3 Mio. Euro auf die institutionelle Férderung des Deut-
schen Vereins fur 6ffentliche und private Firsorge e. V.

50 Kapitel 1710 Titel 684 04.
1 Kapitel 1710 Titel 684 05.
52 Kapitel 1710 Titel 684 07.
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Verwaltungsausgaben und Geschaftsbereich des
BMBFSF]

Far Verwaltungsausgaben und den Geschaftsbereich des BMBFSF] (Kapitel 1711

bis 1716) sind fur das Jahr 2027 im Haushaltsentwurf 137,5 Mio. Euro vorgesehen.
Dies entspricht 0,9 % der Gesamtausgaben des Einzelplans. Fir das Jahr 2026 sind
213,1 Mio. Euro veranschlagt, was 1,3 % der Gesamtausgaben entspricht. Die Ist-Aus-
gaben fur das Jahr 2025 lagen bei 361,1 Mio. Euro und damit bei 2,6 % der Ausgaben.

Zentral veranschlagte Verwaltungsausgaben

Im Kapitel 1711 sind zentrale Verwaltungsausgaben fur den Geschaftsbereich des
BMBFSF] eingeplant. Daflir sind insgesamt 66 Mio. Euro vorgesehen. Gleichzeitig sind
in diesem Kapitel aber auch die sogenannten Globalen Minderausgaben als Einsparvor-
gaben verbucht. Diese belaufen sich auf -276,4 Mio. Euro. Dadurch ergibt sich rechne-
risch ein negatives Gesamtergebnis von -210,5 Mio. Euro. Fur das Jahr 2026

sind -118,3 Mio. Euro angesetzt. Im Jahr 2025 lagen die tatsachlichen Gesamtausgaben
bei 57,6 Mio. Euro, wahrend das BMBFSF] urspringlich mit -108,8 Mio. Euro geplant
hatte.

Bundesministerium

Die Haushaltsmittel fur das Bundesministerium sind in Kapitel 1712 mit 169,3 Mio.
Euro veranschlagt. Im Jahr 2026 stehen 156,4 Mio. Euro zur Verfiigung. Im Jahr 2025
wurden 124,3 Mio. Euro verausgabt.

Das BMBFSFJ gibt in seiner Geschaftsordnung das MaRnahmen-Controlling-System
(MCS) als verpflichtendes Werkzeug zur Durchfihrung von Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen und Erfolgskontrollen vor.

Der Bundesrechnungshof hat das MCS geprift® und festgestellt, dass zum einen Da-
tenfelder zu MaBnahmen in vielen Fallen nicht ausgefullt wurden. Zum anderen wiesen
auch die ausgefillten Datenfelder Fehler auf. So wurden Wirkungen, Meilensteine und
Ziele verwechselt oder nicht klar voneinander abgegrenzt. Teilweise fehlten Budgetda-
ten zu den MalRnahmen. Damit sind weder ein effizientes Projektmanagement noch an-
gemessene Erfolgskontrollen, die den Anforderungen der BHO gentigen, mdglich.

53 Bundesrechnungshof, AbschlieBende Mitteilung an das BMBFSF] Uber die Prifung MaRnahmen-Controlling-System
des BMBFSF] vom 1. Juli 2026, Gz.: IX 3 - 0002173.
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Das BMBFSF) hat mitgeteilt, dass es die Einschatzung des Bundesrechnungshofes teile
und dessen Empfehlung aufgreifen werde. Zur Verbesserung der Datenqualitat im MCS
werde die Einfiihrung eines strukturierten Datenqualitatsmanagements gepruft.

Geschaftsbereich des BMBFSF]

In Kapitel 1713 sind die Haushaltsmittel fur das BAFzA ausgewiesen. Fur das Jahr 2027
sind 146,3 Mio. Euro vorgesehen. Im Jahr 2026 stehen 142,3 Mio. Euro zur Verfigung.
Im Jahr 2025 wurden 151,8 Mio. Euro verausgabt. Die Mehrbedarfe beim BAFzA be-
grundete das BMBFSF] unter anderem mit der notwendigen personellen Ausstattung
im Arbeitsbereich Kriegsdienstverweigerung. Diese folge einem Stufenplan zur Beset-
zung der 72 Stellen. Bis Anfang 2027 soll eine Vollbesetzung erreicht sein.

Fir die BzK] sind in Kapitel 1714 wie im Vorjahr 8,1 Mio. Euro vorgesehen. Im Jahr 2025
wurden 4,9 Mio. Euro verausgabt.

Der ADS stehen nach dem Haushaltsentwurf 10,2 Mio. Euro in Kapitel 1715 zur Verfu-
gung. Im Jahr 2026 sind 10,3 Mio. Euro veranschlagt. Im Jahr 2025 wurden 12,2 Mio.
Euro verausgabt.

Die Ausgaben der UBSKM sind in Kapitel 1716 mit 14 Mio. Euro angesetzt. Im Jahr 2026
sind es 14,2 Mio. Euro. Im Jahr 2025 wurden 10,2 Mio. Euro verausgabt.

Wesentliche Einnahmen

Flr das Jahr 2027 schatzt das BMBFSF] die Einnahmen im Einzelplan 17 auf 249,7 Mio.
Euro. Im Jahr 2026 rechnet es mit Einnahmen in Hohe von 279,7 Mio. Euro. Im
Jahr 2025 lagen die Ist-Einnahmen bei 280,9 Mio. Euro.

Den groRten Anteil haben die Einnahmen aus dem Unterhaltsriickgriff des Staates auf
nicht zahlungsbereite Eltern (§ 8 Absatz 2 UhVorschG).5* Fir das Jahr 2025 hatte das
BMBFSF] mit einem Bundesanteil an den von den zustédndigen Landes- und Kommunal-
behodrden erzielten Rickgriffseinnahmen in Hohe von 250 Mio. Euro gerechnet. Erzielt
wurden 231,4 Mio. Euro. Flr das Jahr 2026 rechnet das BMBFSF] mit Einnahmen zu-
gunsten des Bundes in Hohe von 260 Mio. Euro. Fur das Jahr 2027 prognostiziert das
BMBFSF] sinkende Einnahmen in Héhe von 230 Mio. Euro. In der bisherigen Finanzpla-
nung ist das BMBFSF) noch von Einnahmen in H6he von 270 Mio. Euro fur das

54 Kapitel 1701 Titel 232 07.



Jahr 2027 ausgegangen. Dabei hatte das BMBFSF| angenommen, dass die hohe Infla-
tion der Jahre 2022 bis 2023 durch Lohnsteigerungen ausgeglichen werden wirde und
Unterhaltspflichtige durch Gehaltssteigerungen leichter wieder in die Lage kommen
wiurden, ihrer Unterhaltspflicht nachzukommen. Dies wurde sich positiv auf die Ruck-
griffseinnahmen auswirken. Im Regierungsentwurf fir das Jahr 2027 hat das BMBFSF]
diese bislang sehr optimistische Prognose korrigiert.

Die Kommission zur Sozialstaatsreform hat - wie schon der Bundesrechnungshof in
der Vergangenheit - empfohlen, den Unterhaltsrickgriff in zentralen, auf den Ruckgriff
spezialisierten Einrichtungen in den Landern zu buindeln. Die Befassung von derzeit
mehr als 2 000 staatlichen Stellen mit der Durchsetzung des Rickgriffs auf private Un-
terhaltsforderungen fuhre zu ineffizienten Prozessen, hohen Verwaltungskosten und
zusatzlichen Belastungen der Kommunen.>® Fur diesen Vorschlag liegt noch kein Ge-
setzentwurf vor. Die Auswirkungen auf den Haushalt sind daher noch nicht abschatz-
bar.

5 Personal

Fur die Personalausgaben im Geschaftsbereich des BMBFSF] sind im Haushaltsentwurf
253,2 Mio. Euro veranschlagt. Im Jahr 2026 sind 237,3 Mio. Euro vorgesehen. Die Aus-
gaben beliefen sich im Jahr 2025 auf 226 Mio. Euro.

FUr das Jahr 2027 sind im Haushaltsentwurf 2 459 Stellen im Geschaftsbereich des
BMBFSF) vorgesehen. Zum Stichtag 1. Oktober 2025 betrug die Zahl der besetzten Stel-
len im gesamten Geschaftsbereich 2 119 bei 2 262 ausgewiesenen Stellen. Die Beset-
zungsquote liegt somit bei 93,7 %.

Der neue Ressortzuschnitt wirkt sich sowohl auf die Personalausgaben als auch die
Zahl der ausgewiesenen und besetzten Stellen aus. So wurden im BMBFSF] die Abtei-
lung 4 Fruhe und schulische Bildung, Bildungsforschung und die Abteilung 5 Berufli-
che Bildung und lebenslanges Lernen neu gebildet. Die Ist-Werte des Jahres 2025 kon-
nen insoweit nur bedingt als Referenz herangezogen werden.

55 Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales, Empfehlungen der Kommission zur Sozialstaatsreform, Empfehlung 14,
Seite 29.



6 Ausblick

Tabelle 2

Einzelplan 17 Bundesministerium fiir Bildung, Familie,
Senioren, Frauen und Jugend

| ! 2026 i 2027 | 2028 2029 ' 2030
soll ' Haushalts- ! Finanzplan : Finanzplan : Finanzplan '
entwurf ' ' '

' E in Mio. Euro '

| | | | | | |

! Ausgaben | 166640 ! 154783 14509,0' 137182  13791,2:

! Einnahmen 279,7 249,7 | 259,7 | 259,7 | 259,7

Quelle: Haushaltsplan 2026, Haushaltsentwurf 2027; fur die Jahre 2028 bis 2030 Finanzplan 2026 bis 2030.

Die Rahmenbedingung der Haushaltsaufstellung fur das Jahr 2027 und auch kunftiger
Haushaltsaufstellungsverfahren ist die beabsichtigte Konsolidierung des Bundeshaus-
halts. Die Ausgaben im Einzelplan 17 sollen nach der Finanzplanung der Bundesregie-
rung bis zum Jahr 2030 sinken und dann bei 13,8 Mrd. Euro liegen. Das ist im Vergleich
zum Haushaltsjahr 2026 ein Rickgang um 2,9 Mrd. Euro (17,2 %). Dem Volumen nach
lagen die Ausgaben des Einzelplans 17 dann wieder auf dem Niveau des Jahres 2023.

Das BMBFSF| plant zur Einhaltung der Sparvorgaben insbesondere Kiirzungen beim
Elterngeld und beim Unterhaltsvorschuss. Die geplanten Anderungen beim Elterngeld
kénnten dem BMBFSFJ zufolge im Vergleich zum Jahr 2026 jahrlich 500 Mio. Euro ein-
sparen. Schatzungen zu den mdglichen Einsparungen beim Unterhaltsvorschuss liegen
nicht vor. Diese hangen von der Gesetzesanderung ab.

Der Bundesrechnungshof weist darauf hin, dass das aufgezeigte Einsparpotenzial bis-
lang nicht ausreichend ist, um die Ziele der aktuellen Finanzplanung im Einzelplan 17
zu erreichen. Eine weitere Konsolidierung ist herausfordernd, da ein Grol3teil der Aus-
gaben auf gesetzlichen Pflichtleistungen beruht. Zudem ist mit Blick auf den gesamten



Bundeshaushalt zu beachten, dass einige Einsparungen bei den gesetzlichen Leistun-
gen im Einzelplan 17 mit Mehrausgaben im Einzelplan 11 einhergehen. Das BMBFSFJ
wird daher auch die Programmausgaben umfassend auf den Prifstand stellen und de-

ren Notwendigkeit in Zeiten von Einsparzwangen hinterfragen mussen.

Dr. Weber Kempkens

Beglaubigt: Simone Seltzsam, Tarifbeschaftigte
Wegen elektronischer Bearbeitung ohne Unterschrift und Dienstsiegelabdruck.



	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	1 Überblick
	2 Haushaltsstruktur und -entwicklung
	2.1 Ausgabenstruktur
	2.2 Verpflichtungsermächtigungen
	2.3 Weitere Mittel außerhalb des Einzelplans
	2.3.1 Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität
	2.3.2 Startchancen-Programm
	2.3.3 Finanzausgleich


	3 Wesentliche Ausgaben
	3.1 Gesetzliche Leistungen
	3.1.1 Gesetzliche Leistungen für die Familien (Kapitel 1701)
	3.1.2 Förderung der beruflichen Aufstiegsfortbildung (Kapitel 1704 Titelgruppe 80)

	3.2 Programmausgaben
	3.2.1 Kinder- und Jugendpolitik (Kapitel 1702)
	3.2.2 Stärkung der Zivilgesellschaft, Familien-, Gleichstellungs- und Seniorenpolitik (Kapitel 1703)
	3.2.3 Leistungsfähigkeit des Bildungswesens (Kapitel 1704 ohne Titelgruppe 80)
	3.2.4 Sonstige Bewilligungen (Kapitel 1710)

	3.3 Verwaltungsausgaben und Geschäftsbereich des BMBFSFJ
	3.3.1 Zentral veranschlagte Verwaltungsausgaben
	3.3.2 Bundesministerium
	3.3.3 Geschäftsbereich des BMBFSFJ


	4 Wesentliche Einnahmen
	5 Personal
	6 Ausblick



